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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Warnke, Dr. Waffenschmidt, 
Susset, Dr. Jobst, Niegel, Eigen, Sick, Hösl, Biehie, Leicht, Nordiohne, 
Dr. Uniand, Straßmeir, Schröder (Lüneburg), Dr. Jenninger, 

Geriach (Obernau), Miiz, Dreyer, Kiechie, Dr. Köhier (Woifsburg), 

Dr. h. c. Wagner (Günzburg), Carstens (Emstek), Dr. Fuchs, Dr. Waigel, 
Dr. Müller (München) und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Schiießung von Stückgutbahnhöfen 
— Drucksache 7/2663 (neu) — 


A. Problem 

Die Schließung von zahlreichen Stückgutbahnhöfen der Deut- 
schen Bundesbahn im Rahmen der neuen Stückgutkonzeption 
„Modell 400" kann sich nachteilig auf die Wirtschaft besonders 
in den verkehrsfernen Gebieten auswirken. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung soll zur Berichterstattung über Auswir- 
kungen und eventuelle Ausgleichsmaßnahmen aufgefordert 
werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/4635 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Wrede 


Der oben angegebene Antrag wurde in der 
128. Sitzung des Deutschen Bundestages am 7. No- 
vember 1974 dem Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen federführend sowie dem 
Wirtschaftsausschuß und dem Ausschuß für inner- 
deutsche Beziehungen zur Mitberatung überwiesen. 
Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 21. Januar 1976 beraten. 

Die Deutsche Bundesbahn hat sich entschlossen, 
mit Wirkung vom 1. Juni 1976 für den Stückgutver- 
kehr das sog. „Modell 400“ einzuführen und dabei 
die Zahl der Stückgutbahnhöfe von bisher 1 000 auf 
rd. 400 zu reduzieren. Diese Maßnahme soll dazu 
dienen, das hohe Defizit in diesem Verkehrszweig 
— Kostendeckung 1974 868 Millionen DM — zu 
vermindern und den Kostendeckungsgrad von jetzt 
nur noch 54 v. H. zu erhöhen. Für den Versender 
verlängert sich dadurch der Transportweg des Stück- 
gutes auf der Straße bis zum nächsten Stückgutbahn- 
hof. Dasselbe gilt für den Stückgutempfänger bei 
der Zustellung des Versandgutes. Beides kann sich 
in den ländlichen Räumen im Einzelfall beträchtlich 
auf die Transportkosten auswirken. 

Durch den Antrag soll die Bundesregierung auf- 
gefordert werden, über diese Mehrkosten und über 


eventuelle Ausgleichsmaßnahmen zu berichten. 
Außerdem soll Zahlenmaterial über die möglichen 
Ersparnisse der neuen Konzeption und über den In- 
vestitionsaufwand vorgelegt werden. 

Der Ausschuß hält einmütig die vorgeschlagene 
Berichterstattung für erforderlich; er schlägt jedoch 
vor, die Eingangsworte des Antrages neu zu fassen. 
Durch die Neufassung soll dem Umstande Rechnung 
getragen werden, daß die Deutsche Bundesbahn 
nach Maßgabe des Bundesbahngesetzes über die 
Schließung von Stückgutbahnhöfen in eigener Zu- 
ständigkeit und ohne Zustimmung der Bundesregie- 
rung entscheiden kann. Nach Auffassung des Ver- 
kehrsausschusses, die von den mitberatenden Aus- 
schüssen für Wirtschaft und innerdeutsche Beziehun- 
gen geteilt wird, ist es ferner ausreichend, wenn die 
Bundesregierung unmittelbar den zuständigen Aus- 
schüssen berichtet. 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen hat 
vorgeschlagen, die Berichterstattung auf die Schlie- 
ßung von Stückgutbahnhöfen im Zonenrandgebiet 
zu beschränken. Dieser Einschränkung hat der Ver- 
kehrsausschuß nicht zugestimmt, weil dies eine Be- 
urteilung der Konzentrationsmaßnahme insgesamt 
wesentlich erschweren würde. 


Bonn, den 21. Januar 1976 


Wrede 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 7/2663 (neu) — mit der Maßgabe anzunehmen, daß die 
Eingangsworte wie folgt gefaßt werden: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, den zuständigen Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages zu berichten . . .“ 


Bonn, den 21. Januar 1976 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
Börner Wrede 

Vorsitzender Berichterstatter 
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